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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: UnterricJitung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts' 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
Nr. 159/66/EWG in bezug auf den Bestimmungszweck der 
Erzeugnisse, die Gegenstand einer Intervention auf dem 
Sektor Obst und Gemüse waren. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 12. Februar 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
sdiafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 


Brandt 


Drudt: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, '53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr, 159/66/EWG in bezug auf 
den Bestimmungszweck der Erzeugnisse, die Gegenstand einer 
Intervention auf dem Sektor Obst und Gemüse waren 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 7 b der Verordnung Nr. 159/66/EWG des 
Rates vom 25. Oktober 1966 mit zusätzlichen Vor- 
schriften für die gemeinsame Marktorganisation für 
Obst und Gemüse^), geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 2515/69^), hat die Verwendungs- 
und Bestimmungszwecke für die aus dem Handel 
gezogenen Erzeugnisse festgelegt. Diese Bestim- 
mungs- oder Verwendungszwecke haben in einigen 
Fällen nicht dazu ausgereicht, den Absatz der genann- 
ten Erzeugnisse zu sichern. Es empfiehlt sich daher, 
sie zu ergänzen, indem die kostenlose Verteilung 
dieser Erzeugnisse an Schulen genehmigt wird - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 7 b Absatz 1 erster Unterabsatz von Buch- 
stabe a) der Verordnung Nr. 159/66/EWG wird wie 
folgt ergänzt: 

„ — kostenlose Verteilung an Schulkinder; die Mit- 
gliedstaaten sorgen dafür, daß die verteilten 
Mengen zu den normalerweiser von den Schul- 
kantinen eingekauften Mengen hinzukommen." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 192 
vom 27. Oktober 1966, S. 3288/66 
2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 318 
vom 18. Dezember 1969, S, 10 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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